Deutscher Bundestag Drucksache 19/29849

19. Wahlperiode 19.05.2021

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Erndhrung und Landwirtschaft (10. Ausschuss)

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 19/27630 —

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Tierschutzgesetzes
— Verbot des Kiikentdtens

b) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gero Hocker, Frank Sitta, Carina
Konrad, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
— Drucksache 19/27816 —

Echter Tierschutz statt nationaler Alleingang — Kikentéten europaweit
beenden

c) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, Ralph Lenkert,
Dr. Gesine Lotzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
— Drucksache 19/28773 —

Kikentoten wirklich beenden — Aufzucht mannlicher Kuken fordern

A. Problem
Zu Buchstabe a
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Das Tierschutzgesetz (TierSchG) gibt in 8 1 Satz 1 vor, dass Tiere zu schiitzen
sind. Gemal 8 1 Satz 2 TierSchG darf niemand einem Tier ohne vernunftigen
Grund Schmerzen, Leiden oder Schaden zufiigen. Aus dem Umkehrschluss von
8§ 1 Satz 2 TierSchG ergibt sich fiir die Bundesregierung, dass Tieren nur dann
dennoch Schmerzen, Leiden oder Schaden zugefligt werden dirfen, wenn dafir
ein verninftiger Grund vorliegt. Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat
mit seinen Urteilen vom 13. Juni 2019 entschieden, dass im Lichte des in das
Grundgesetz (GG) aufgenommenen Staatsziels Tierschutz (Artikel 20 a GG) das
wirtschaftliche Interesse an Hennen, die speziell auf eine hohe Legeleistung ge-
ziichtet sind, kein verniinftiger Grund im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG fiir das
Toten mannlicher Kiiken aus diesen Zuchtlinien ist. Die Bundesregierung legt dar,
dass nach dem BVerwG fiir die Fortsetzung der bisherigen Praxis der Tétung von
mannlichen Kiiken fiir eine Ubergangszeit noch ein verniinftiger Grund besteht,
wenn absehbar ist, dass in Kiirze Alternativen zum Toten der Kiiken zur Verfi-
gung stehen, die den Brutbetrieb deutlich weniger belasten als die Aufzucht der
Tiere.

Unabhéngig von den beiden Urteilen des BVerwG und den diesen zugrundelie-
genden Gerichtsverfahren gibt es nach Darlegung der Bundesregierung seit Jah-
ren die politische Forderung an die Gefllgelwirtschaft in Deutschland, auf das
Toéten von Kiken zu verzichten. Vor diesem Hintergrund wurden von Seiten der
Bundesregierung zum einen Forschungsprojekte zum Einsatz von Zweinutzungs-
hiihnern gefordert. Zum anderen ist es nach Angaben der Bundesregierung durch
Forschungsvorhaben, die auch mit 6ffentlichen Férdermitteln unterstiitzt worden
sind, gelungen, praxistaugliche Methoden zu entwickeln, mit denen bereits vor
dem Schlupf des Kiikens sein Geschlecht bestimmt werden kann. Somit kénnen
Eier, aus denen mannliche Kiiken schlipfen wirden, aussortiert werden, so dass
die Totung der ménnlichen Kiiken entféllt.

Zu Buchstabe b

Die Fraktion der FDP legt dar, dass aufgrund der Marktstrukturen im Eiermarkt
derzeit bei der Produktion von Eiern die Effizienz im VVordergrund steht, die mit-
hilfe der modernen Zucht durch die Ausrichtung auf das Ziel ,,Eiproduktion® er-
reicht wurde. Die mé&nnlichen Tiere der modernen Zuchtlinien sind nach Angaben
der Antragsteller dadurch fur die Fleischproduktion nicht geeignet und werden
meistens als Eintagskiken getotet. Bei den existierenden Alternativen wie dem
Zweinutzungshuhn oder der Aufzucht der Brudertiere ist nach Darstellung der
Fraktion der FDP die Ressourceneffizienz, z. B. die Verwertung des eingesetzten
Futters, geringer. Eier und Fleisch sind bei ihnen laut Antragsteller teurer, da
ihnen zufolge héhere Standards bei der Produktion tierischer Nahrungsmittel Geld
kosten. Deshalb werden nach Auffassung der Fraktion der FDP diese Produkte
mit mehr Tierwohl nicht ausreichend nachgefragt, um nur auf diesem Weg dem
Beenden des Totens von ménnlichen Kiiken entscheidend naher zu kommen.

Die Fraktion der FDP erklart, dass nationale Alleingénge, die deutlich tiber euro-
paische Regelungen hinausgehen, zur Abwanderung der Tierhaltung und Verla-
gerung der Produktion ins Ausland fiihren. Sie tragen fur sie nicht zu einer Ver-
besserung, sondern zu einer Verschlechterung des Tierwohls bei. Das Kiikentéten
lasst sich nach Auffassung der Fraktion der FDP nicht mit dem Setzen von Stich-
tagen beenden. Durch Fortschritt und Innovationen kann es ihrer Auffassung nach
gelingen, das Kilkentdten tatséchlich zu beenden, indem die heimischen Produ-
zenten mit neuen Technologien vor Ort weiterhin produzieren kénnen und die
Produkte nicht stattdessen aus dem européischen Ausland kommen. Daflr bedarf
es gemal der Antragsteller eines harmonisierten VVorgehens innerhalb der Euro-
paischen Union (EU).
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Mit dem Antrag auf Drucksache 19/27816 soll die Bundesregierung aufgefordert
werden, die Schaffung eines Rechtsrahmens fiir den europdischen Wirtschafts-
raum auf EU-Ebene voranzutreiben, der insbesondere ein Verbot des Kikentttens
sowie des Totens von Embryonen im Ei mdglichst zeitnah am Brutbeginn ver-
bindlich festschreibt und sich dabei an Techniken der Geschlechtsfriiherkennung
im Ei orientiert, fiir die es eine echte Marktreife gibt.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion DIE LINKE. erklért, dass jedes Jahr in Deutschland rund 45 Millio-
nen (Mio.) mannliche Kiiken in ihren Worten kurz nach dem Schliipfen aus wirt-
schaftlichen Grinden durch CO-Vergasung getdtet und anschliefend geschred-
dert werden. Weil laut Antragsteller die ménnlichen Tiere aus Lege-Zuchtlinien
nicht so schnell Fleisch ansetzen wie ihre Artgenossen aus Linien fiir die Mast,
ware ihre Aufzucht mit héheren Kosten verbunden.

Die Fraktion DIE LINKE. fiihrt aus, dass das Bundesministerium fuir Erndhrung
und Landwirtschaft (BMEL) im September 2020 einen Gesetzentwurf beziiglich
des Kiikentotens vorgelegt hat. Sie legt dar, dass das Ziel des Gesetzentwurfes ist,
das Téten méannlicher Kilken zum 1. Januar 2022 zu beenden und dabei vor allem
auf Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Ei gesetzt wird. Hierbei handelt es
sich in den Worten der Antragsteller um Scheinlésungen, da diese Methoden erst
ab dem achten bzw. dem 13./14. Bruttag angewendet werden. Nach wissenschaft-
lichem Stand besitzen die Hihnerembryos nach Darstellung der Fraktion
DIE LINKE. bereits ab dem siebten Bruttag ein Schmerzempfinden. Das Téten
der méannlichen Kiken wird fur sie demnach mit den alternativen Methoden zur
Geschlechtsbestimmung im Ei lediglich auf einen Zeitpunkt einige Tage vor dem
Schliipfen verschoben.

Mit dem Antrag auf Drucksache 19/28773 soll die Bundesregierung aufgefordert
werden, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der insbesondere das Téten von Kiiken
allein aus wirtschaftlichen Grinden zu einem Straftatbestand nach § 17 Ziffer 1
TierSchG macht, da mit der Bruderhahn-Aufzucht beziehungsweise der Umstel-
lung auf Zweinutzungsrassen Alternativen zur Verfugung stehen. Zudem soll die
Bundesregierung aufgefordert werden, ein dauerhaftes Forderprogramm einzu-
richten, dass die Landwirte bei der Umstellung von bestehender Legelinien- oder
Mastgefligel-Haltung auf die Haltung von Zweinutzungshiihnern aus Bundesmit-
teln unterstiitzt.

B. Ldsung
Zu Buchstabe a

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/27630 in geanderter Fas-
sung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und DIE
LINKE.

Zu Buchstabe b

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/27816 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stim-
men der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion
DIE LINKE.
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Zu Buchstabe ¢

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/28773 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN.

C. Alternativen
Zu Buchstabe a

Durch einen Verzicht auf die Aufnahme der beiden Verbote oder durch eine blof3
feststellende Regelung, dass flr das Téten von Kilken und die Verursachung des
Todes von Hiihnerembryonen kein verniinftiger Grund gegeben ist, wirde nach
Angaben der Bundesregierung das Ziel, das Téten der Kiken bzw. der Hih-
nerembryonen zu unterbinden und dessen Einhaltung wirksam vollziehen zu kén-
nen, nicht erreicht. Es sind somit fir die Bundesregierung keine gleich geeigneten
gesetzgeberischen Alternativen erkennbar. Die Regelungen werden flankiert
durch Mafnahmen, die zum Ziel haben, die Zucht und den Einsatz von Zweinut-
zungsrassen zu stéarken.

Zu Buchstabe b
Annahme des Antrags.
Zu Buchstabe ¢
Annahme des Antrags.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
Zu Buchstabe a

Durch das Gesetz ergeben sich keine Haushaltsausgaben ohne Erflllungsauf-
wand.

Zu den Buchstaben b und ¢

Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand wurden nicht erortert.

E. Erfallungsaufwand
Zu Buchstabe a

E.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger
Durch das Gesetz entsteht kein Erfullungsaufwand fiir Blrgerinnen und Blrger.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft entsteht durch das Gesetz ein jahrlicher Erfallungsaufwand in
Hohe von rund 147,5 Millionen Euro.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten
Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Eine Verénderung des Erflllungsaufwands fiir die Verwaltung ist nicht zu erwar-
ten.

Zu den Buchstaben b und ¢

Der Erflllungsaufwand wurde nicht erortert.

F. Weitere Kosten
Zu Buchstabe a

Durch das Gesetz kann der Preis der im Einzelhandel angebotenen Eier steigen,
da die Wirtschaft die ihr entstehenden Kosten mdoglicherweise auf die Endver-
braucherinnen und Endverbraucher umlegt.

Zu den Buchstaben b und ¢

Weitere Kosten wurden nicht erortert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

a)

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27630 mit folgenden MaRgaben, im
Ubrigen unverandert anzunehmen:

1.

Avrtikel 1 wird wie folgt gefasst:

, Artikel 1
Anderung des Tierschutzgesetzes

Das Tierschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
18. Mai 2006 (BGBI. I S. 1206, 1313), das zuletzt durch [...] gedndert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Nach 8 4b wird folgender § 4c eingefligt:

»34c

(1) Esistverboten, Kiken von Haushihnern der Art Gallus
gallus zu toten.

(2) Das Verbot gilt nicht

1. fir den Fall, dass eine Tétung der Kilken nach tierseuchen-
rechtlichen Bestimmungen vorgeschrieben oder angeordnet
worden ist oder im Einzelfall aus Griinden des Tierschutzes
erforderlich ist,

2. fir nicht schlupffahige Kiken,

3. fir Stubenkiiken nach Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr.543/2008 der Kommission vom
16. Juni 2008 mit Durchfihrungsvorschriften zur Verord-
nung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Ver-
marktungsnormen fiir Geflugelfleisch (ABIL. L 157 vom
17.6.2008, S. 46; L8 vom 13.1.2009, S. 33), die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 519/2013 der Kommission
vom 21. Februar 2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 74)
geédndert worden ist, und

4.  fur Kiken, die zur Verwendung in Tierversuchen bestimmt
sind oder deren Gewebe oder Organe dazu bestimmt sind, zu
wissenschaftlichen Zwecken verwendet zu werden.*

2. Nach § 21 Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefligt:

»(6a) Das Bundesministerium berichtet bis zum 31. Mérz
2023 dem zustandigen Fachausschuss des Deutschen Bundesta-
ges Uber den Stand der Entwicklung von Verfahren und Metho-
den zur Geschlechtsbestimmung im Hihnerei vor dem siebten
Bebritungstag.”
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2. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
,1.  Dem § 4c wird folgender Absatz 3 angefugt:

»(3) Abdem siebten Bebriitungstag ist es verboten, bei
oder nach der Anwendung eines Verfahrens zur Ge-
schlechtsbestimmung im Hihnerei

1. einen Eingriff an einem Hihnerei vorzunehmen, der
den Tod des Hihnerembryos verursacht, oder

2. einen Abbruch des Brutvorgangs vorzunehmen, der
den Tod des Hiihnerembryos verursacht.”

b)  In Nummer 2 wird die Angabe ,,Absatz 2" durch die Angabe ,,Ab-
satz 3“ ersetzt.

b) den Antrag auf Drucksache 19/27816 abzulehnen,
c) den Antrag auf Drucksache 19/28773 abzulehnen.
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Berlin, den 19. Mai 2021

Der Ausschuss flr Erndhrung und Landwirtschaft

Alois Gerig
Vorsitzender

Silvia Breher
Berichterstatterin

Dr. Gero Clemens Hocker
Berichterstatter

Susanne Mittag
Berichterstatterin

Amira Mohamed Ali
Berichterstatterin

Stephan Protschka
Berichterstatter

Renate Kiinast
Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Silvia Breher, Susanne Mittag, Stephan Protschka, Dr.
Gero Clemens Hocker, Amira Mohamed Ali und Renate Kiinast

I.  Uberweisung

Zu Buchstabe a

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 218. Sitzung am 25. Mdrz 2021 den Gesetzentwurf der Bundesregierung
auf Drucksache 19/27630 erstmals beraten und an den Ausschuss fir Erndhrung und Landwirtschaft zur feder-
fiihrenden Beratung und zur Mitberatung an den Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz tGberwiesen. Der
Parlamentarische Beirat fur nachhaltige Entwicklung hat sich zudem gutachtlich beteiligt.

Zu Buchstabe b

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 218. Sitzung am 25. Mérz 2021 den Antrag der Fraktion der FDP auf
Drucksache 19/27816 erstmals beraten und an den Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft zur federfiih-
renden Beratung sowie zur Mitberatung an den Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union (iber-
wiesen.

Zu Buchstabe ¢

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 224. Sitzung am 22. April 2021 den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf
Drucksache 19/28773 erstmals beraten und an den Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft zur federfih-
renden Beratung sowie zur Mitberatung an den Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz (iberwiesen.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

Zu Buchstabe a

Die Bundesregierung fuhrt aus, dass ,,Gebrauchslegekiiken* weibliche Kiiken sind, die nach der Aufzucht als
Legehennen genutzt werden und daher iberwiegend aus Zuchtlinien stammen, die anders als Zweinutzungsrassen
speziell auf das Ziel einer hohen Legeleistung ausgerichtet sind. In solchen Zuchtlinien schliipfen (Stand: 2019)
neben ca. 45 Millionen (Mio.) ,,Gebrauchslegekiiken* auch rund 45 Mio. méannliche Kiiken. Diese méannlichen
Kiken werden bei den Produzenten von Legehennen nach Angaben der Bundesregierung aus 6konomischen
Griinden aussortiert, da H&hne keine Eier legen und sich die Hahne aus diesen Zuchtlinien wegen ihrer geringen
Mastleistung kaum als Masthiihner eignen. Aus diesem Grund wird nach Darstellung der Bundesregierung die
groBe Mehrheit der mannlichen Kilken derzeit kurz nach dem Schlupf in den Britereien getotet.

Das Tierschutzgesetz (TierSchG) gibt in 8 1 Satz 1 vor, dass Tiere zu schitzen sind. Gemé&R 8 1 Satz 2 TierSchG
darf niemand einem Tier ohne vernunftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schéden zufiigen. Aus dem Umkehr-
schluss von 8 1 Satz 2 TierSchG ergibt sich fur die Bundesregierung, dass Tieren nur dann dennoch Schmerzen,
Leiden oder Schaden zugeflgt werden durfen, wenn dafiir ein verntinftiger Grund vorliegt. Das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) hat mit seinen Urteilen vom 13. Juni 2019 entschieden, dass im Lichte des in das Grund-
gesetz (GG) aufgenommenen Staatsziels Tierschutz (Artikel 20 a GG) das wirtschaftliche Interesse an Hennen,
die speziell auf eine hohe Legeleistung geziichtet sind, kein verniinftiger Grund im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG
fiir das Toten mannlicher Kiiken aus diesen Zuchtlinien ist. Die Bundesregierung legt dar, dass nach dem BVerwG
fir die Fortsetzung der bisherigen Praxis der Tétung von mannlichen Kiiken fiir eine Ubergangszeit noch ein
verninftiger Grund besteht, wenn absehbar ist, dass in Kirze Alternativen zum Téten der Kiiken zur Verfiigung
stehen, die den Brutbetrieb deutlich weniger belasten als die Aufzucht der Tiere.

Unabhéngig von den beiden Urteilen des BVerwG und den diesen zugrundeliegenden Gerichtsverfahren gibt es
nach Darlegung der Bundesregierung seit Jahren die politische Forderung an die Gefliigelwirtschaft in Deutsch-
land, auf das Toten von Kilken zu verzichten. Vor diesem Hintergrund wurden von Seiten der Bundesregierung
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zum einen Forschungsprojekte zum Einsatz von Zweinutzungshiihnern geférdert. Bei der Zucht von Zweinut-
zungshihnern soll die Henne eine ausreichende Legeleistung und der Hahn eine akzeptable Mast- und Schlacht-
leistung erbringen, so dass beide Geschlechter einen wirtschaftlichen Wert erlangen. Zum anderen ist es nach
Angaben der Bundesregierung durch Forschungsvorhaben, die auch mit 6ffentlichen Foérdermitteln unterstiitzt
worden sind, gelungen, praxistaugliche Methoden zu entwickeln, mit denen bereits vor dem Schlupf des Kiikens
sein Geschlecht bestimmt werden kann. Somit kénnen Eier, aus denen ménnliche Kiiken schliipfen wiirden, aus-
sortiert werden, so dass die Tétung der méannlichen Kilken entfallt.

Vor diesem Hintergrund, insbesondere vor den beiden Urteilen des BVerwG und im Hinblick auf die Zielverein-
barung im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD (fiir die 19. Wahlperiode), das Kikenttten zu beenden, soll
das Toten von Hihnerkiken im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfes verboten werden. Von dem ange-
strebten Verbot umfasst sind auch die Zucht- und Vermehrungstiere. Die Bundesregierung weist darauf hin, dass
Zuchttiere fur die Erzeugung von Vermehrungstieren genutzt werden und Vermehrungstiere der Erzeugung von
»Gebrauchskiken* dienen. Sie erklart mit Verweis auf eine Stellungnahme des Friedrich-Loeffler-Institutes (FLI)
aus dem Jahr 2020, dass nach dem gegenwartigen wissenschaftlichen Erkenntnisstand der Hiihnerembryo vor
dem siebten Bebritungstag noch nicht in der Lage ist, Schmerzen zu empfinden. Ab dem siebten Bebriitungstag
ist nach Angaben der Bundesregierung die beginnende Entwicklung des Schmerzempfindens nicht auszuschlie-
RBen. Daher sind fiir die Bundesregierung aus Griinden des Tierschutzes ab dem siebten Bebriitungstag Eingriffe
am Huhnerei oder ein Abbruch des Brutvorgangs abzulehnen, die bei oder nach der Anwendung von Verfahren
zur Geschlechtsbestimmung im Ei vorgenommen werden und den Tod des Hilhnerembryos verursachen. Solche
Handlungen sollen ebenfalls verboten werden.

Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs
Artikel 1 (Anderung des TierSchG)

Zur Wahrung der Belange des Tierschutzes soll das Verbot des Tétens von Hiihnerkiiken der Art Gallus gallus in
das TierSchG aufgenommen werden. Von dem Verbot umfasst sollen auch die Zucht- und Vermehrungstiere
werden.

Artikel 2 (Anderung des TierSchG)

Zudem soll in das TierSchG das Verbot von Eingriffen an einem Hiihnerei und der Abbruch des Brutvorgangs ab
dem siebten Bebriitungstag, die bei oder nach der Anwendung von Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Ei
durchgefiihrt werden und den Tod des Hiihnerembryos verursachen, aufgenommen werden.

Artikel 3 (Anderung des TierSchG)

Avrtikel 3 regelt das Inkrafttreten. Die beiden Verbote sollen nicht sofort und auch nicht gleichzeitig in Kraft treten.
Das Verbot fiir die Tétung von Hiihnerkiiken soll am 1. Januar 2022 und das Verbot fiir die Eingriffe am Hiihnerei
bzw. den Abbruch des Brutvorgangs am 1. Januar 2024 in Kraft treten. Somit soll nach Angaben der Bundesre-
gierung der Branche Zeit gegeben werden, sich an die neue Rechtslage anzupassen.

Der Bundesrat hat in seiner 1001. Sitzung am 5. Mé&rz 2021 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung auf Drucksache 19/27630 gemal? Artikel 76 Absatz 2 GG eine Stellungnahme abzugeben, auf die eine
Gegenaullerung der Bundesregierung erfolgte. Die Stellungnahme des Bundesrates ist als Anlage 3 der Drucksa-
che 19/27630 beigefligt. Die Gegenéullerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist An-
lage 4 der Drucksache 19/27630.

Zu Buchstabe b

Die Fraktion der FDP legt dar, dass aufgrund der Marktstrukturen im Eiermarkt derzeit bei der Produktion von
Eiern die Effizienz im Vordergrund steht, die mithilfe der modernen Zucht durch die Ausrichtung auf das Ziel
»Eiproduktion“ erreicht wurde. Die ménnlichen Tiere der modernen Zuchtlinien sind nach Angaben der Antrag-
steller dadurch fir die Fleischproduktion nicht geeignet und werden meistens als Eintagskiiken getttet. Bei den
existierenden Alternativen wie dem Zweinutzungshuhn oder der Aufzucht der Brudertiere ist nach Darstellung
der Fraktion der FDP die Ressourceneffizienz, z. B. die Verwertung des eingesetzten Futters, geringer. Eier und
Fleisch sind bei ihnen laut Antragsteller teurer, da ihnen zufolge héhere Standards bei der Produktion tierischer
Nahrungsmittel Geld kosten. Deshalb werden nach Auffassung der Fraktion der FDP diese Produkte mit mehr
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Tierwohl nicht ausreichend nachgefragt, um nur auf diesem Weg dem Beenden des Tétens von mannlichen Kiiken
entscheidend naher zu kommen.

Wo immer es gemal’ der Antragsteller nach Abwégung aller Gegebenheiten und Folgeabschatzungen maglich ist,
mussen flr sie Verbesserungen beim Tierschutz umgesetzt werden. Die Fraktion der FDP macht darauf aufmerk-
sam, dass zudem das BVerwG im Jahr 2019 entschieden hat, dass das wirtschaftliche Interesse an speziell auf
eine hohe Legeleistung gezlichteten Hennen fir sich genommen im Sinne des TierSchG kein verninftiger Grund
fiir das Toten der ménnlichen Kilken aus diesen Zuchtlinien ist. Das BVerwG hat gemalR der Antragsteller einen
Ubergangszeitraum eingeraumt, bis marktgangige Alternativen zur Verfiigung stehen, die weniger aufwendig sind
als die Aufzucht der Tiere. Das flr die Fraktion der FDP gemeinsame Ziel von Wirtschaft, Forschung und Ge-
setzgebung muss es daher sein, das Toten mannlicher Kiken so schnell wie moglich zu beenden.

Ein nationales Verbot ware in den Worten der Antragsteller lediglich eine Placebo-Malinahme, die keine Verbes-
serung des Tierschutzes bewirken wirde, weil es einen europdischen Markt gibt. In jedem Fall gelangten entspre-
chende Produkte zuklnftig aus dem Ausland in die hiesigen Supermérkte. Die Fraktion der FDP erklart, dass
nationale Alleingénge, die deutlich tiber europdische Regelungen hinausgehen, zur Abwanderung der Tierhaltung
und Verlagerung der Produktion ins Ausland fuhren. Sie tragen fir sie nicht zu einer Verbesserung, sondern zu
einer Verschlechterung des Tierwohls bei. Das Kiikentdten lasst sich nach Auffassung der Fraktion der FDP nicht
mit dem Setzen von Stichtagen beenden. Es ist ihr zufolge vollkommen unsicher, ob fir die Umsetzung des von
der Bundesregierung geplanten Verbots des Totens von Hiihnerembryonen im Ei hach dem sechsten Bebriitungs-
tag ab 2024 eine marktreife Technologie zur Verfiligung steht. Ein solches VVorgehen schafft nach Ansicht der
Antragsteller lediglich Unsicherheit in der Branche beziiglich schon getatigter und noch geplanter Investitionen
in marktreife und demndchst marktreife Technologien und verhindert somit die Umsetzung von mehr Tierschutz.

Wenn laut der Fraktion der FDP gewollt werde, dass das Toten méannlicher Kiiken beendet wird, braucht es fiir
sie eine echte Marktreife der Friherkennung im Ei. Das setzt gemal der Antragsteller die Verfiigbarkeit mehrerer
Technologien bzw. Anbieter zu Kosten voraus, die sich unter Marktbedingungen betriebswirtschaftlich decken
lassen. Die Erforschung und die Weiterentwicklung dieser Techniken sind fir die Fraktion der FDP entscheidend,
um das Ziel zu erreichen. Durch Fortschritt und Innovationen kann es ihrer Auffassung nach gelingen, das K-
kentdten zu beenden, indem die heimischen Produzenten mit neuen Technologien vor Ort weiterhin produzieren
kénnen und die Produkte nicht stattdessen aus dem européischen Ausland kommen. Dafiir bedarf es gemaR der
Antragsteller eines harmonisierten VVorgehens innerhalb der Europdischen Union (EU).

Mit dem Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/27816 soll die Bundesregierung aufgefordert werden,
die Schaffung eines Rechtsrahmens fiir den europdischen Wirtschaftsraum auf EU-Ebene voranzutreiben, der

1. ein Verbot des Kiikentdtens sowie des Tdétens von Embryonen im Ei mdglichst zeitnah am Brutbeginn ver-
bindlich festschreibt,

2. sich dabei an Techniken der Geschlechtsfriiherkennung im Ei orientiert, fiir die es eine echte Marktreife gibt,
und

3. die Weiterentwicklung der entsprechenden Techniken dynamisch beriicksichtigt, indem das T6tungsverbot
von Embryonen im Ei entsprechend der verfugbaren Techniken nach und nach in Richtung des Zeitpunktes
des Brutbeginns geflhrt wird.

Zu Buchstabe ¢

Die Fraktion DIE LINKE. erklé&rt, dass jedes Jahr in Deutschland rund 45 Mio. mannliche Kiken in ihren Worten
kurz nach dem Schliipfen aus wirtschaftlichen Griinden durch CO»-Vergasung getttet und anschlieBend geschred-
dert werden. Weil laut Antragsteller die méannlichen Tiere aus Lege-Zuchtlinien nicht so schnell Fleisch ansetzen
wie ihre Artgenossen aus Linien fur die Mast, wére ihre Aufzucht mit hoheren Kosten verbunden.

Die Fraktion DIE LINKE. flihrt aus, dass das Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) im
September 2020 einen Gesetzentwurf bezlglich des Kiikentdtens vorgelegt hat. Sie legt dar, dass das Ziel des
Gesetzentwurfes ist, das Toten ménnlicher Kilken zum 1. Januar 2022 zu beenden und dabei vor allem auf Ver-
fahren zur Geschlechtsbestimmung im Ei gesetzt wird. Hierbei handelt es sich in den Worten der Antragsteller
um Scheinlésungen, da diese Methoden erst ab dem achten bzw. dem 13./14. Bruttag angewendet werden. Nach
wissenschaftlichem Stand besitzen die Hilhnerembryos nach Darstellung der Fraktion DIE LINKE. bereits ab dem
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siebten Bruttag ein Schmerzempfinden. Das Toten der ménnlichen Kiiken wird flr sie demnach mit den alterna-
tiven Methoden zur Geschlechtsbestimmung im Ei lediglich auf einen Zeitpunkt einige Tage vor dem Schliipfen
verschoben. Die Antragsteller erklaren, dass sie diese aus ihrer Sicht Scheinlésung ablehnen.

Eine tierwohlgerechte Strategie erfordert fiir die Fraktion DIE LINKE. gemeinsam mit den Tierhaltern eine Ab-
kehr von der Hochleistungszucht. Statt der Geschlechtsbestimmung im Ei sollten ihr zufolge sogenannte Zweinut-
zungs-Zuchtlinien, bei denen Eier- und Fleischleistung ausgewogen sind, in Deutschland etabliert werden. Auch
Bruderhahninitiativen, bei denen die mannlichen Tiere aufgezogen werden, konnen fiir die Antragsteller als Uber-
gangslésung dazu beitragen, dass das Kiikenttten in Deutschland unverziglich beendet wird. Perspektivisch soll-
ten der Fraktion DIE LINKE. zufolge allerdings die Zweinutzungslinien als Standard etabliert werden.

Mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/28773 soll die Bundesregierung aufgefordert wer-
den,

1. einen Gesetzentwurf vorzulegen, der

a) das Toten von Kiken allein aus wirtschaftlichen Griinden zu einem Straftatbestand nach § 17 Ziffer 1
TierSchG macht, da mit der Bruderhahn-Aufzucht beziehungsweise der Umstellung auf Zweinutzungs-
rassen Alternativen zur Verfugung stehen;

b) eine verpflichtende Packungskennzeichnung einfiihrt, mit deren Hilfe Verbraucherinnen und Verbrau-
cher erkennen konnen, ob die Eier von Hennen aus Zweinutzungslinien oder der Bruderhahn-Aufzucht
stammen oder ob eine Geschlechtsbestimmung im Ei mit anschliefender Tétung der Embryonen stattge-
funden hat;

c) eine verpflichtende Packungskennzeichnung fiir Eier einfiihrt, mit deren Hilfe Verbraucherinnen und
Verbraucher erkennen kénnen, ob die Legehennen aus Deutschland stammen oder aus einer Zucht im
Ausland bezogen wurden;

d) tiergerechte Mindestanforderungen fiir Aufzucht, Haltung und Transport von sogenannten Bruderh&hnen
und Zweinutzungshihnern festlegt;

2. ein dauerhaftes Forderprogramm einzurichten, dass die Landwirte bei der Umstellung von bestehender Lege-
linien- oder Mastgefliigel-Haltung auf die Haltung von Zweinutzungshiihnern aus Bundesmitteln unterstitzt.

lll. Gutachterliche Stellungnahme des Parlamentarischen Beirates fir nachhaltige Entwick-
lung

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung hat sich in seiner 68. Sitzung am 10. Februar 2021
im Rahmen seines Auftrags zur Uberpriifung von Gesetzentwiirfen und Verordnungen der Bundesregierung auf
Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Tier-
schutzgesetzes - Verbot des Kilkentdtens (BR-Drucksache 48/21) befasst und in seiner gutachtlichen Stellung-
nahme — Ausschussdrucksache 19(26)101-2 — festgestellt, dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs
gegeben ist.

Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhal-
tigen Entwicklung und Sustainable Development Goals (SDGs):

e Leitprinzip 4 — Nachhaltiges Wirtschaften starken
e SDG 2 - Kein Hunger.

Der Parlamentarische Beirat flr nachhaltige Entwicklung weist in seiner gutachtlichen Stellungnahme darauf hin,
dass folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit in der Begriindung des Gesetzentwurfs getroffen wurden:

»Die Regelungen dieses Gesetzentwurfes sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft tragfa-
hig, da sie dem Tierschutz und damit einer nachhaltigen Landwirtschaft dienen. Der Gesetzentwurf zielt darauf
ab, das Toten von Kiiken, die aus wirtschaftlichen Interessen aussortiert werden, zu beenden. Der Entwurf steht
somit mit den Prinzipien einer nachhaltigeren Entwicklung hinsichtlich der Wahrung des Tierwohles von Nutz-
tieren und der Verbesserung der Erndhrungsethik in der Gesellschaft im Einklang, sowohl im Hinblick auf die
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Produktion von Lebensmitteln als auch im Hinblick auf den Handel. Insbesondere die Erreichung des Nachhal-
tigkeitsziels Nummer 2 ,,.Den Hunger beenden, Erndhrungssicherheit und eine bessere Erndhrung erreichen und
eine nachhaltige Landwirtschaft fordern* wird daher durch die Regelung geférdert. Ferner wird dem Prinzip einer
nachhaltigen Entwicklung Nummer 4 ,,Nachhaltiges Wirtschaften starken* Rechnung getragen, insbesondere dem
Unterpunkt 4c) ,,Eine nachhaltige Land- und Fischereiwirtschaft muss produktiv, wettbewerbsfahig sowie sozial
und umweltvertraglich sein; sie muss insbesondere [...] die Anforderungen an eine tiergerechte Nutztierhaltung
[...] beachten*.”

Fur den Parlamentarischen Beirat fur nachhaltige Entwicklung ist die Darstellung der Nachhaltigkeitspriifung
plausibel. Demzufolge ist eine Prifbitte nicht erforderlich.

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschiisse

Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 153. Sitzung am 19. Mai 2021 mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen
der FDP und DIE LINKE. empfohlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27630 in gednderter Fassung anzu-
nehmen.

Zu Buchstabe b

Der Ausschuss fur die Angelegenheiten der Europdischen Union hat in seiner 94. Sitzung am 19. Mai 2021
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUEN gegen die Stimmen der
Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der Fraktion DIE LINKE. empfohlen, den Antrag
auf Drucksache 19/27816 abzulehnen.

Zu Buchstabe ¢

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 153. Sitzung am 19. Mai 2021 mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimment-
haltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN empfohlen, den Antrag auf Drucksache 19/28773 abzulehnen.

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

1. Offentliche Anhorung
Zu den Buchstaben a bis ¢

Der Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft hat in seiner 81. Sitzung am 3. Mai 2021 zum Gesetzentwurf
der Bundesregierung auf Drucksache 19/27630, zum Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/27816 so-
wie zum Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/28773 eine ¢ffentliche Anhdrung durchgefihrt.
Dazu wurden acht Sachverstandige eingeladen, denen die Mdéglichkeit einer schriftlichen Stellungnahme zu den
Vorlagen anheimgestellt worden ist. Sieben Sachverstdndige haben von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht
und der Verdffentlichung ihrer Stellungnahme jeweils zugestimmt. Die dem Ausschuss Ubermittelten schriftlichen
Stellungnahmen der Sachverstandigen sind als Ausschussdrucksachen 19(10)397-A, 19(10)397-B, 19(10)397-C,
19(10)397-D, 19(10)397-E, 19(10)397-F sowie 19(10)397-G erschienen.

Zudem wurde an den Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft im Zusammenhang mit der Beratung des
Gesetzentwurfes eine schriftliche Stellungnahme unaufgefordert Gbermittelt.

Folgende Interessenvertreter und Institutionen (,,Verbandssachverstandige®) sowie Einzelsachverstandige hatten
Gelegenheit zur Stellungnahme in der 6ffentlichen Anhérung (per Videokonferenz):

Interessenvertreter und Institutionen (,,Verbandssachverstandige™)
- Deutscher Tierschutzbund e. V.
- Friedrich-Loeffler-Institut (FLI)
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- Technische Universitat Dresden

- Zentralverband der Deutschen Gefliigelwirtschaft e. V. (ZDG)
Einzelsachverstandige

- Dr. Ludger Breloh

- Dr. Dominik Fischer

- Dr. Christiane Keppler

- Prof. Dr. Rudolf Preisinger.

Die Ergebnisse der offentlichen Anhérung vom 3. Mai 2021 sind in die Beratungen des Ausschusses eingegangen.
Die fiir die Offentlichkeit freigegebenen schriftlichen Stellungnahmen der geladenen Sachverstandigen, das Wort-
protokoll der 6ffentlichen Anhdrung nach dessen Fertigstellung und der Videomitschnitt des Parlamentsfernse-
hens von der Anhorung sind der Offentlichkeit (iber die Webseite des Deutschen Bundestages (www.bundes-
tag.de) zuganglich.

2. AbschlieBende Beratung
Zu den Buchstaben a bis ¢

Der Ausschuss fir Erndhrung und Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache
19/27630, den Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/27816 sowie den Antrag der Fraktion DIE LINKE.
auf Drucksache 19/28773 — in Verbindung mit dem Gesetzentwurf der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
LEntwurf eines Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches und des Tierschutzgesetzes” auf Drucksache
19/27752 — in seiner 84. Sitzung am 19. Mai 2021 abschlieRend beraten.

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD brachten zum Gesetzentwurf einen Anderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 19(10)411 ein, dessen Inhalt sich aus der Beschlussempfehlung ergibt. Hinsichtlich seiner Begrin-
dung wird auf ,,B. Besonderer Teil* des Berichtes verwiesen.

Die Fraktion der AfD brachte auf Ausschussdrucksache 19(10)414 einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf
ein, der einschliellich Begriindung folgenden Wortlaut hatte:

,,.Der Bundestag wolle beschlielRen:
den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27630 wie folgt zu &ndern:

In Artikel 1 wird in dem neu in das Tierschutzgesetz einzufiigenden 84c in Satz 2 nach Nr. 4 folgende Nummer 5
angefigt:

,,D. fur Kiken die zur Verfltterung in Zoos, Falknereien, Tierparks, Wildparks, Tierkliniken oder &hnliche Ein-
richtungen sowie bei Privatfalknern bestimmt sind.**

Begriindung

Mannliche Eintagskiken sind als Bestandteil einer artgerechten, abwechslungsreichen und ausgewogenen Er-
néhrung im Futterplan vieler carnivorer (fleischfressende) oder omnivorer (allesfressene) Tierarten aus den Tier-
klassen der Saugetiere, Vogel, Reptilien und Amphibien sehr wertvoll und haben sich in der taglichen Praxis
bewdhrt. Ihre erndhrungsphysiologisch vorteilhafte Nahrstoff- und Vitaminzusammensetzung sowie zur Verfitte-
rung geeignete GroRe und Korperstruktur ist bereits am ersten Lebenstag vorhanden, wéhrend Futtertiere ande-
rer Arten (Wachteln, Fische, Mause, Ratten, Hamster, Kaninchen und Meerschweinchen) zuvor ein Lebensalter
von 7 bis 12 Wochen erreichen mussen. Deutsche Zoos, Falknereien, Tierparks, Wildparks oder Tierkliniken
haben insgesamt einen grob geschétzten Gesamtbedarf von etwa 31 Millionen Huhnerkiiken pro Jahr, was etwa
78 Prozent aller in Deutschland getdteten mannlichen Eintagskiiken entspricht (https://www.bundestag.de/re-
source/blob/838746/69fa521a018a8283dchfh8e7e733e300/02_G_Stellgn-Dr-Fischer-data.pdf, S. 5). Vor diesem
Hintergrund stellt das Téten ménnlicher Eintagskilken also durchaus einen verniinftigen Grund i. S.v. § 1 Satz 2
des Tierschutzgesetzes (TierschG) dar. Sollte im Gesetz keine Ausnahmemdglichkeit fir die Verfitterung von
Hihnerkiiken geschaffen werden, dann wiirden zu diesem Zwecke kiinftig entweder mannliche Eintagskiiken aus
anderen Landern importiert werden, in denen das Kikenttten weiterhin erlaubt ist, oder es mussten die teureren
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alternativen Futtertiere gezlchtet werden. Mit Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz hatte das dann wenig zu
tun.*

Die Fraktion der FDP brachte auf Ausschussdrucksache 19(10)417 einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf
ein, der einschliellich Begriindung folgenden Wortlaut hatte:

,,Der Deutsche Bundestag wolle beschlieRen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27630 mit folgenden Mal3-
gaben zu beschlielen:

1. Artikel 3 wird wie folgt gefasst:
"Artikel 3

Aufhebung der Verordnung Uber die Beschréankung des ordentlichen Holzeinschlags in dem Forstwirt-
schaftsjahr 2021 vom 14. April 2021 (BGBI. I S. 808)

Die Verordnung uber die Beschrénkung des ordentlichen Holzeinschlags in dem Forstwirtschaftsjahr 2021 vom
14. April 2021 (BGBI. 1 S. 808) wird aufgehoben."

2. Der bisherige Artikel 3 wird zu Artikel 4. Dem Artikel 4 wird folgender Absatz 3 angefugt:
"(3) Artikel 3 tritt am 1. Juni 2021 in Kraft."
Begriindung

Seit Wochen steigen die Holzpreise weltweit dramatisch an (https://www.noz.de/lokales/meppen/arti-
kel/2284097/bau-boom-und-nachfrage-aus-dem-ausland-lassen-holzpreise-steigen). An den Bdrsen stieg der
Preis binnen eines Jahres um tber 330 % (Stand 11. Mai 2021, 21:00 Uhr MESZ; https://www.finanzen.net/roh-
stoffe/holzpreis). Die Ursachen liegen in einer weltweit starken Nachfrage nach Rund- und Schnittholz.

Die kurzlich erst im Bundesgesetzblatt bekanntgemachte Verordnung Uber die Beschrankung des ordentlichen
Holzeinschlags in dem Forstwirtschaftsjahr 2021 vom 14. April 2021 verschérft diese Situation weiter. Dieses
Instrument ist bei der nunmehr eingetretenen Lage untauglich. Vielmehr droht gegenwértig sogar Kurzarbeit,
weil in holzverarbeitenden Betrieben oder auf Baustellen der Rohstoff Holz fehlt.*

Die Fraktion der AfD brachte zum Gesetzentwurf einen EntschlieBungsantrag auf Ausschussdrucksache
19(10)415 ein, der folgenden Wortlaut hatte:

,.1. Der Bundestag wolle beschlieRen:

Mit Urteilen vom 13. Juni 2019 hatte das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass das wirtschaftliche Inte-
resse an speziell auf eine hohe Legeleistung gezlichteten Hennen kein vernlnftiger Grund i. S. v. 8 1 Satz 2 des
Tierschutzgesetzes (TierschG) fur das Toten der mannlichen Kiken aus diesen Zuchtlinien sei. Bis zu dem Mo-
ment, in dem ein Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Ei zur Verfligung steht, beruht eine Fortsetzung der
bisherigen Praxis jedoch libergangsweise noch auf einem verninftigen Grund.
(https://www.bverwg.de/pm/2019/47).

Bereits im November 2018 hatte der Deutsche Bundestag deshalb einen EntschlieSungsantrag der Koalitions-
fraktionen mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und AfD angenommen, in dem die Bundesregierung aufgefordert
wurde, das Toten von Eintagskiiken so schnell wie méglich zu beenden (Bundestagsdrucksache 19/6106).

Mit dem im vorliegenden Gesetzesentwurf beabsichtigten Ausstieg aus dem Kikentdten wiirde Deutschland einen
nationalen Alleingang bestreiten. Ein grundsatzliches Verbot auf EU-Ebene ist derzeit nicht absehbar. Weil der
freie Warenverkehr innerhalb der EU jedoch nicht verboten werden kann, werden bei einem nationalen Verbot
des Kiikentdtens weiterhin Eier, Kiiken, Junghennen und Eiprodukte aus Landern importiert werden, in denen
das Kikentdten erlaubt ist (http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/241/1924127.pdf). Es ist daher mit Wettbe-
werbsnachteilen flir heimische Britereien zu rechnen. Durch den Kostennachteil im Vergleich zur Importware ist
davon auszugehen, dass die komplette Branche nach und nach abwandern wird und sich die Produktion ins Aus-
land verlagern wird.
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Einige Handelsketten haben sich bereits zu kiikentdtenfreien Lieferketten bekannt und einzelne Lebensmittelher-
steller geben bereits freiwillig eine Kennzeichnung auf verarbeiteten Eiprodukten an (ebd.). Aus marktwirtschaft-
licher Sicht ist eine verpflichtende Herkunftskennzeichnung fiir alle verarbeiteten und unverarbeiteten Lebens-
mittel erforderlich, damit die Verbraucher eine bewusste und gut informierte Kaufentscheidung treffen kénnen.
Die freie und transparente Kaufentscheidung dient dabei auch der Verbesserung des Verbraucherschutzes.

I1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

1. eine ein verpflichtendes Herkunftskennzeichnung in Klarschrift fiir alle Lebensmittel zu beschlieBen und da-
bei sicherstellen, dass insbesondere auch bei verarbeiteten und hoch verarbeiteten Lebensmitteln das Ur-
sprungsland der Hauptzutaten einfach und verstandlich zu erkennen ist, um den Verbrauchern dadurch eine
transparente Kaufentscheidung zu ermdglichen und dabei insbesondere auch ,,kiikentétungsfreie* Lieferket-
ten sichtbar zu machen;

2. sich auf EU-Ebene verstarkt fur ein EU-weites Verbot fur die Tétung von Huhnerkiiken sowie fiir ein EU-
weites Verbot von Eingriffen am Hihnerei und fir den Abbruch des Brutvorgangs ab dem siebten Bebru-
tungstag einzusetzen sowie sich auf EU-Ebene dafir einzusetzen, dass dieses Verbot mit europaischen Dritt-
staaten verhandelt wird.**

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, es sei ein herausragender Erfolg, dass in Deutschland aus dem Kiikentdten
ausgestiegen werden koénne. Das werde der Forschungsforderung durch das Bundesministerium fur Erndhrung
und Landwirtschaft (BMEL), aber inshesondere der Wirtschaft und der Wissenschaft verdankt, die diesen Schritt
erst moglich gemacht und die Technologien zur Geschlechtsbestimmung im Ei entwickelt hatten. Deswegen
werde zum 1. Januar 2022 mit dem Ausstieg aus dem Kiikenttten begonnen. Zwei weitere Jahre spéter, d. h. zum
1. Januar 2024, werde zudem das Toten von Hiihnerembryonen im Ei nach den sechsten Bebriitungstag verboten.
Diesbeziiglich kdnne heute noch nicht abschlieRend gesagt werden, dass dieses gelingen werde, es gebe allerdings
Verfahren, wenn noch nicht in der Menge, d. h. hier wiirden noch erhebliche Entwicklungen erfolgen missen.
Nichtsdestotrotz gingen die Fraktionen der CDU/CSU und SPD diesen ersten Schritt. Sie hétten in dem Zusam-
menhang hinsichtlich dieser Thematik eine Berichtspflicht in ihren Anderungsantrag aufgenommen, sodass die
Bundesregierung bis Marz 2023 den Ausschuss tiber den Stand der neuen Verfahren fiir die Geschlechtsbestim-
mung im Ei bis zum sechsten Bebriitungstag, an dem nachweislich definitiv kein Schmerzempfinden der Kiiken
vorhanden sei, berichten misse. Es handele sich insofern um einen groRartigen Erfolg von Wissenschaft und
Wirtschaft, sodass dieser Schritt gegangen werde kdnne, ohne, wie von der Fraktion der FDP angemerkt worden
sei, Europa aus dem Blick zu verlieren. Es sei wichtig, dass auch auf européischer Ebene zu einem einheitlichen
Vorgehen gekommen werde. Es werde auch dazu kommen, dass es eine Kennzeichnung geben werde, damit der
Verbraucher Klarheit und Wahrheit bekame, was er tatséchlich kaufe, d. h. nicht nur am Ei in der Packung, son-
dern auch im verarbeiteten Produkt. Sowohl der Gesetzentwurf der Bundesregierung als auch der Anderungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD seien schliissig und wirden von der Wirtschaft unterstitzt, die mit
deren Inhalten umgehen missten.

Die Fraktion der SPD machte deutlich, bei dem Gesetzentwurf der Bundesregierung gehe es in erster Linie um
eine Umsetzung eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom Juni 2019, welches das Toten
mannlicher Kiiken nur noch tibergangsweise zugelassen hatte, sowie um das Tierschutzgesetz (TierSchG) und um
nichts anderes. Die SPD hatte ein solches Verbot in den Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD fir die 19.
Wahlperiode hineinverhandelt, weil sie schon geahnt hétte, dass das Téten ménnlicher Kiiken aus rein wirtschaft-
lichen Griinden rechtlich nicht in Ordnung sei. Bei aller Euphorie auf Seiten der Fraktion der CDU/CSU miisse
zur Kenntnis genommen werden, dass hier ein gerichtliches Urteil Anlass fiir den Gesetzentwurf gewesen sei.
Was fiir andere Bereiche umgesetzt werden miisse, miisse auch im Bereich Landwirtschaft gelten. Der Ande-
rungsantrag der Fraktion der AfD und dessen Argumentation widerspreche inhaltlich dem Urteil des BVerwG.
Bei der Umsetzung von Gerichtsurteilen handele es sich nicht um ,,Neigungsveranstaltungen®. Die Fraktion der
FDP wolle faktisch bei der Kiikentétung alles beibehalten. Sie wolle auf die Europdische Union (EU) warten, was
bedeute, dass nichts passieren werde. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE. setze auf Haltung von Zweinutzungs-
hiihnern als eine Mdglichkeit zum Ausstieg aus der Kikentdtung. In der 6ffentlichen Anhdrung des Ausschusses
vom 3. Mai 2021 sei nochmals nochmal deutlich geworden, dass Zweinutzungshiihner nur ein Teil der Lésung
sein konnten. Hinsichtlich des Gesetzentwurfes der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Drucksache
19/27752) zur Uberfiihrung des TierSchG in das StGB hatte die 6ffentliche Anhorung des Ausschusses vom 17.
Mai 2021 gezeigt, dass deren Gesetzentwurf gute Ansatze beinhalte. Es handele sich allerdings in Teilen um
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Problematiken der Bundeslénder, die geregelt werden missten. Viele Definitionen dieses Gesetzentwurfes wéren
von den Sachverstandigen als offen und unklar bezeichnet worden, d. h. es misste noch deutlich nachgebessert
werden. So hatte z. B. ein Oberstaatsanwalt einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft fir Landwirtschaftssachen den
Gesetzentwurf als nicht ausreichend bezeichnet. Der Grundtenor sei gewesen, dass der Gesetzentwurf in die rich-
tige Richtung ginge.

Die Fraktion der AfD legte dar, fraktionsiibergreifend seien sich die Fraktionen dariiber einig, dass das Kiikento-
ten aus ethischen Griinden verboten werden misse. Allerdings hétte die 6ffentliche Anhérung des Ausschusses
vom 3. Mai 2021 auch gezeigt, dass noch Nachbesserungsbedarf bestehe. Deswegen hatte die Fraktion der AfD
einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgelegt, in dem sie fordere, dass méannliche
Eintagskiken weiterhin in Zoos, Falknereien, Tierparks, Wildparks, Tierkliniken &hnlichen Einrichtungen sowie
von Privatfalknereien verfuttert werden diirften. Die Verfitterung sei aus Sicht der Fraktion der AfD ein ethnisch
sinnvoller Tétungsgrund, weil, sollte im TierSchG keine Ausnahmemdglichkeit fir die Verfitterung von Huh-
nerkiiken geschaffen werden, dann wiirden zu diesem Zwecke kiinftig entweder ménnliche Eintagskiiken aus an-
deren Landern, in denen das Kikentdten weiterhin erlaubt sei, importiert werden oder es mussten die teureren
alternativen Futtertiere geziichtet werden. Das hétte dann mit Nachhaltigkeit, Ressourceneffizienz oder auch ethi-
schen Griinden definitiv wenig zu tun. Deswegen bitte die Fraktion der AfD um Zustimmung fiir ihren Ande-
rungsantrag. Zudem fordere die Fraktion der AfD, dass sich die Bundesregierung auf EU-Ebene flr eine einheit-
liche L&sung bei der Herkunftsbezeichnung von Lebensmitteln einsetze sowie eine verpflichtende Kennzeichnung
insbesondere fur verarbeitende Produkte sicherstellen solle. Sollte das nicht gewahrleistet sein und die Bundesre-
gierung auf ihrem nationalen Alleingang beharren, dann werde das Verbot des Kilkentétens zum Bumerang. Da-
mit wirde Deutschland Arbeitsplatze, Wertschopfung sowie die Tierschutzprobleme ins Ausland exportieren.
Das konne und diirfe die Politik nicht zulassen. Den Gesetzentwurf der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
zur Anderung des StGB (Drucksache 19/27752) lehne die Fraktion der AfD ab, da die 6ffentliche Anhérung des
Ausschusses am 17. Mai 2021 deutlich gemacht habe, dass es dazu keinerlei Veranlassung gebe.

Die Fraktion der FDP fiihrte aus, das Kilkentdten sei ein Vorgang, der an den grundsatzlichen Wertevorstellun-
gen der hiesigen Gesellschaft ,,kratze“, d. h. wenn im Bereich der Legehennen Leben entstehe, das als nicht le-
benswert erachtet und daher schnell wieder getotet werden solle, sei dies ein Vorgang, den die Fraktion der FDP
moralisch als problematisch erachte und der an den Grundfesten der Moralvorstellungen der Gesellschaft rittele.
Deswegen setze sich die Fraktion der FDP dafiir ein, dass dieser Prozess beendet werde. Die Fraktion der FDP
mochte diese Beendigung des Totens mannlicher Legehennenkiiken nicht, wie von der Bundesregierung und den
sie tragenden Fraktionen der CDU/CSU und SPD gewinscht, in einem nationalen Alleingang innerhalb der EU
erreichen, weil sie die grofRe Befurchtung habe, dass dann entsprechende Produktionsbereiche aus Deutschland
weiterhin verstarkt ins Ausland abwandern wirden. Es héatte in den vergangenen Monaten und Jahren immer
wieder gesehen werden konnen, dass gerade beim Geflligel und der Eierproduktion, aber auch in vielen anderen
Bereichen der Nutztierhaltung, durch nationalstaatliche Losungen eine Verlagerung der Produktion in anderen
Staaten stattfinde. Das sei nichts anderes als ein Verschieben von Problemen und von Herausforderungen in Nach-
barstaaten. Deswegen fordere die Fraktion der FDP in ihren Antrag (Drucksache 19/27816) in Bezug auf ein
Verbot des Kiikentttens eine europaweite Regelung, um genau diese Ausweichentwicklungen zu verhindern. Die
Fraktion der FDP warne davor, hier erneut einen nationalstaatlichen Alleingang zu beschreiten, der die Probleme
und Herausforderungen in diesem Bereich des Tierschutzes nur in andere L&nder exportiere, als tatsachlich einer
Losung herbeizufiihren.

Die Fraktion DIE LINKE. &ufRerte, ihr Antrag (Drucksache 19/28773) ziele darauf ab, dass das tierschutzwidrige
und tierfeindliche System, wie es im Moment in Deutschland bei der Haltung und Aufzucht von Legehennen bzw.
der Nichtaufzucht von ménnlichen Legehennenkiiken existiere, beendet werde. Die Vorschlage der Bundesregie-
rung in deren Gesetzentwurf seien nicht ausreichend, weil das Kiikenttten nicht wirklich beendet werden solle,
sondern vor allen Dingen auf die Geschlechtsbestimmung im Ei verschoben werden solle, die ebenfalls eine tier-
schutzwidrige Praxis sei, weil die Embryonen der mannlichen Kiiken im Ei bereits empfindungsfahig seien. Au-
Rerdem ziele der Gesetzentwurf der Bundesregierung nur darauf ab, das System der Hochleistungshiihner in der
Legehennenhaltung zu erhalten. Das sei aus Sicht der Fraktion DIE LINKE. aus Tierschutzsicht abzulehnen, weil
die heutigen Legehennen durch die starke Eierproduktion erhebliches Leid erleiden missten und die mannlichen
Kiken als ihre Bruderh&hne wirtschaftlich nicht so gut verwertbar seien, weswegen sie im Moment getotet wir-
den. Allerdings gebe es bereits Initiativen, bei denen die Bruderh@hne aufgezogen wirden. Sie seien eine gute
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Ubergangsldsung, aber langfristig misse von diesem tierschutzwidrigen System weg- und zum Zweinutzungs-
huhn hingekommen werden. Genau darauf ziele der Antrag der Fraktion DIE LINKE. ab. Das Téten von Kiiken
allein aus wirtschaftlichen Griinden miisse zu einem Straftatbestand nach § 17 Ziffer 1 TierSchG gemacht werden.
Gebraucht wiirden zudem eine verpflichtende Packungskennzeichnung, mit deren Hilfe erkannt werden konne,
ob die Eier von Hennen aus Zweinutzungslinien oder der Bruderhahn-Aufzucht stammten, sowie tiergerechte
Mindestanforderungen fiir die Aufzucht, die Haltung und den Transport von sogenannten Bruderhahnen und
Zweinutzungshiihnern. Benétigt werde zudem ein Forderprogramm zur Umstellung auf die Haltung von Zweinut-
zungshiihnern. Der Gesetzentwurf der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Drucksache 19/27752), der insbe-
sondere eine Uberfiihrung der Tierschutzstraftat in das StGB fordere, sei sinnvoll und ihm umfanglich zuzustim-
men, denn nur so kénne dem Staatsziel Tierschutz in Artikel 20a Grundgesetz (GG) auch im Strafrecht Rechnung
getragen werden. Dass Strafverscharfungen sinnvoll seien, hétte die 6ffentliche Anhérung des Ausschusses am
17. Mai 2021 zum Gesetzentwurf der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN als Ergebnis ergeben.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN merkte an, der Ausschuss hatte zu ihrem Gesetzentwurf ,,Entwurf
eines Gesetzes zur Anderung des Strafgesetzbuches und des Tierschutzgesetzes“ (Drucksache 19/27752) am 17.
Mai 2021 eine 6ffentliche Anhérung durchgefiihrt. Im Nachgang zu dieser Anhérung hatte sie wahrgenommen,
dass sicherlich dariiber gestritten werden kdnne, ob eine wirkliche Aufwertung durch eine Verlagerung von § 17
TierSchG — bei Beibehaltung der strafbaren Tathandlungen — in das StGB (8§ 141 Absatz 1 StGB neu) stattfinde
oder nicht. Sie hétte den Eindruck aus der 6ffentlichen Anhérung gewonnen, dass einige Sachverstandige sich
darauf festgelegt hatten bzw. eine Ausweichdiskussion darlber gefiihrt hatten, dass das grofite Problem in
Deutschland Vollzugsdefizite in der Praxis seien, die meistens Landersache seien. Sie héatte an keiner Stelle von
den Sachverstédndigen etwas dazu gehort, was dagegen spréche, zu sagen, dass tatséchlich Qualifikationsmerk-
male eingesetzt wiirden und zudem zu sagen, dass auch im Vergleich zu anderen Straftatbestanden hier in be-
stimmten Féllen der Strafrahmen, bei denen sie ,,quasi Gewéhrleister” seien, hochgesetzt werde, um insgesamt in
einem Rahmen von bis zu fiinf Jahren Freiheitsstrafe und damit zu anderen Ergebnissen und Verurteilungen zu
kommen. Es hétte insbesondere ein Sachverstandiger aus Bayreuth gesagt, dass bei der Verfolgung von Tier-
schutzverstoRen in der Praxis nie etwas passiere bzw. sich verandere und verbessere. Was die Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN nicht héren mdchte, sei die Aussage, dass es ein solch groRes Defizit bei der Verfolgung von
Verstolen im Kontext des TierSchG gebe, aber dennoch kein StGB zur Anwendung kommen sollte. Bei einer
solchen Argumentation kdnnte das StGB gleich fur alle Straftatbestdnde abgeschafft werden. Das hétte am Ende
keiner gefordert. Hinsichtlich des Gesetzentwurfes der Bundesregierung (Drucksache 19/27630) sei die Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN froh, dass die Politik durch die Rechtsprechung gezwungen worden sei, in Bezug
auf das Toten von Kilken endlich zu einem weiteren Schritt zu kommen. Mit diesem hétte sie zwar ein paar
Probleme, weil die Geschlechterfeststellung im Ei nicht das Allerbeste sei, aber er sei trotz alledem eine Verén-
derung zur derzeitigen Situation.

Die Bundesregierung fiihrte aus, dass gemaR ihres Gesetzentwurfes nach dem 31. Dezember 2021 keine mann-
lichen Eintagskiken, die aus Legelinien entstammten, mehr getotet werden diirften. Nach dem 31. Dezember 2023
sei auch das To6ten von Hihnerembryonen im Ei nach dem sechsten Bebrlitungstag verboten.

3. Abstimmungsergebnisse
Zu Buchstabe a

Der Ausschuss fir Erndhrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen der FDP und DIE LINKE., den An-
derungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(10)411 anzunehmen.

Der Ausschuss fur Ernahrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD, den Ande-
rungsantrag der Fraktion der AfD auf Ausschussdrucksache 19(10)414 abzulehnen.

Der Ausschuss fur Erahrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung
der Fraktion der AfD, den Anderungsantrag der Fraktion der FDP auf Ausschussdrucksache 19(10)417 abzu-
lehnen.

Der Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und DIE LINKE., dem



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -19- Drucksache 19/29849

Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27630 in gednderter Fassung anzu-
nehmen.

Der Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD, den Ent-
schlieBungsantrag der Fraktion der AfD auf Ausschussdrucksache 19(10)415 abzulehnen.

Zu Buchstabe b

Der Ausschuss fur Ernédhrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung
der Fraktion DIE LINKE., dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag der Fraktion der FDP auf Druck-
sache 19/27816 abzulehnen.

Zu Buchstabe ¢

Der Ausschuss fur Ernahrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksa-
che 19/28773 abzulehnen.

B. Besonderer Teil

Im Folgenden werden lediglich die vom Ausschuss fir Ernahrung und Landwirtschaft empfohlenen Anderungen
gegeniber der urspriinglichen Fassung des Gesetzentwurfs erldutert.

Zu Artikel 1
Zu Nummer 1

Durch die neue Formulierung erfolgt eine Einbeziehung anderer Zuchtlinien als diejenigen, die auf die Legeleis-
tung ausgerichtet sind, in das Verbot des Kiikentdtens, auch wenn in der Zuchtpraxis bei diesen anderen Zuchtli-
nien grundsitzlich Kiiken beiderlei Geschlechts aufgezogen und gemastet werden. Die Anderung dient der Ge-
waéhrleistung der Einheitlichkeit des Vollzugs im Veterindrrecht. Durch die neue Formulierung sollen ferner Aus-
legungsschwierigkeiten bei der Umsetzung des Verbots vermieden werden.

Zu Nummer 2

Derzeit stehen den Unternehmen noch keine Verfahren zur Verfigung, mit denen das Geschlecht des Hihneremb-
ryos vor dem siebten Bebriitungstag sicher bestimmt werden kann. Der durch die Férderung der Bundesregierung
erfolgte technische Fortschritt lasst darauf schlieflen, dass sich Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Ei vor
dem siebten Bebritungstag ab Ende 2023 etablieren lassen bzw. weitere Technologien eine Marktreife innerhalb
des genannten Zeitraums erlangen kénnen. Entsprechende Verfahren zur Geschlechtsbestimmung werden mo-
mentan weiterentwickelt, um die Vorgaben zu erflllen. Jedoch kann aufgrund des Standes der Technik zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht sichergestellt werden, dass entsprechende Verfahren allen Marktteilnehmern bis zum 1.
Januar 2024 zur Verfiigung stehen. Im Fokus stehen somit die weitere Entwicklung entsprechender Verfahren
durch die Unternehmen, damit die gesetzlichen Anforderungen in diesem Zeitraum erfuillt werden. Daher erstattet
das Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft dem Ausschuss fiir Ernahrung und Landwirtschaft des
Deutschen Bundestags einen Bericht tiber den Stand der Technik und der Marktreife zur Anwendung von Ver-
fahren zur Geschlechtsbestimmung im Hihnerei, die vor dem siebten Bebriitungstag das Geschlecht des Hiih-
nerembryos bestimmen. Auf der Grundlage des Berichts kann der Gesetzgeber etwaigen gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf priifen.

Zu Artikel 2

Es handelt sich um Folgednderungen zu den Anderungen in Artikel 1.
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	1. Artikel 1 wird wie folgt gefasst:
	2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
	a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	b) In Nummer 2 wird die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt.




